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Zur Einführung: MoBeLu - die Projektidee und Ziele des Projektes 

 

Das Projekt „Mobile Beratung in Ludwigshafen (MoBeLu)“ ist ein Kooperationsprojekt der 
Ökumenischen Fördergemeinschaft (ÖFG), Ludwigshafen und der Stadtverwaltung Ludwigs-

hafen, vertreten durch den Bereich „Integration und Weiterbildung (5-14)“. Finanziell geför-
dert wurde das Projekt durch die BASF SE und durch das Ministerium für Familie, Frauen, Kul-

tur und Integration des Landes Rheinland-Pfalz. Der Projektzeitraum erstreckte sich vom 

01.11.2023 bis zum 31.10.2024. 

 

Ausgangspunkt 

des Projektes war die Annahme, dass es eine Vielzahl von Angeboten, Projekten, Behörden, 

Beratungsstellen in freier Trägerschaft, Initiativen und Vereinen in Ludwigshafen gibt, die Neu-

ankommende in der Stadt nicht alle kennen können. Dies erscheint zunächst offensichtlich, 

deutet im Kern aber auf zentrale Fragen hin, wie über die intrakommunale Hilfsstruktur besser 

informiert und die Zusammenarbeit der beteiligten Stellen gut aufgestellt werden kann. Wie 

kann dazu beigetragen werden, dass Neuankommende, aber auch bereits in der Stadt lebende 

Bürgerinnen und Bürger sich schneller und besser mit den städtischen, freien und zivilgesell-

schaftlichen Strukturen und Angeboten vertraut machen können, insbesondere unter den Be-

dingungen einer sich als superdivers (Steven Vertovec)1 zusammengesetzten Stadtgesell-

schaft? Wie können Zugänge zu Beratungs- und Bildungsangeboten und damit letztlich: Wie 

kann Teilhabe an dieser Stadtgesellschaft besser ermöglicht werden? 

Ausgehend von diesen Leitfragen kristallisierten sich für die Projektentwicklung drei Säulen in 

den Projektvorbereitungen heraus, die im Folgenden kurz dargestellt werden, um die Zielset-

zungen und die Zielgruppen des Projekts eingrenzen zu können: 

 

Abb. 1: Die drei Säulen des Projektes MoBeLu 

  

                                                           
1 Vertovec, Steven: Superdiversität. Migration und soziale Komplexität. Frankfurt (2024) 



  

Seite 5 von 34 

Ziele und Zielgruppen des Projektes  

 

Ein Ziel des Projektes war es, über den Projektzeitraum die Chancen zu erhöhen, allen Men-

schen, unabhängig von Herkunft oder Sprachvermögen, Zugang zu Bildung, Beratung und 

Teilhabe an der Stadtgesellschaft zu ermöglichen. Dies sollte exemplarisch durch einen Mit-

arbeiter, der an ausgewählten Beratungsorten im gesamten städtischen Gebiet von Ludwigs-

hafen aktiv werden sollte, realisiert werden. Die sogenannte „Komm-Struktur“ in der sozialen 
Arbeit sollte dabei durch eine „Geh-Struktur“ abgelöst werden (vgl. Säule 1 des Projekts: Be-

ratung zu den Menschen bringen). Durch MoBeLu sollten so Zugänge erleichtert und über die 

Angebote informiert werden. Dadurch war eine Steigerung der Quantität sowie eine Intensi-

vierung der Qualität von Beratung beabsichtigt. 

Ein weiteres Ziel des Projektes fokussierte das Helfersystem selbst (vgl. Säule 2 des Projekts: 

Perspektivwechsel und Effektivierung): Wie können Synergien innerhalb des Helfersystems 

besser genutzt, Kooperationsmöglichkeiten ausgeschöpft und komplementär gearbeitet wer-

den? Es sollte ein Vertrauensbonus aufgebaut werden, Menschen sollten das erhalten, was 

ihnen rechtlich zusteht. Gleichzeitig sollten mögliche Vorbehalte abgebaut und bereits beste-

hende Wege ausgebaut werden. Im Kontext der zweiten Säule könnte das Gesamtziel als 

„(M)ehr Synergien statt Reibungsverluste“ zusammengefasst werden 

Mit beiden Säulen sind somit auch die beiden Zielgruppen des Projekts beschrieben: Men-

schen in Not und die Helfersysteme (in Ludwigshafen) selbst. 

In der dritten Projektsäule (vgl. Neugestaltung und Transparenz) fließen Aspekte der ersten 

beiden Säulen zusammen: Mit Hilfe von MoBeLu sollen neue gemeinsame Möglichkeiten auf-

gezeigt werden, um besser zu beraten, zu unterstützen und neu starten zu können. Durch 

verbesserte Informationsstrukturen können ggf. bestehende Dopplungen aufgelöst und sich 

auftuende Lücken gefüllt werden. Wenn eine gute Informationsgrundlage und Transparenz 

aufeinandertreffen, steht einer zielgerichteten und lösungsorientierten Beratung/Hilfestel-

lung idealerweise nichts mehr im Wege. 

Da die Thematik „Beratung zu den Menschen bringen“ den Fokus der Praxisphase darstellt, 
konzentrierte sich die Auftaktveranstaltung auf die zweite und letztlich auch auf die dritte 

Säule des Projektes.  

 

 

I. Zur Projektumsetzung: Auftaktveranstaltung und Praxisphase 

 

In den ersten drei Monaten (November 2023 bis Februar 2024) der Projektlaufzeit wurden 

vorbereitende Untersuchungen (Aufbau des Netzwerkes, Vorbereitung, Durchführung und 

Auswertung der Auftaktveranstaltung) von erfahrenen Mitarbeitern der ÖFG gemeinsam mit 

der Stadt Ludwigshafen durchgeführt. Anschließend startete mit Einstieg des Sozialarbeiters 
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im April 2024 die eigentliche Praxisphase mit den Beratungen vor Ort und dem daraus resul-

tierenden Erkenntnisgewinn. 

 

Der öffentliche Teil des Projektes startete mit der Auftaktveranstaltung am 01. Dezember 

2023. In Anwesenheit des Landesbeauftragten für Integration des Landes Rheinland-Pfalz, Mi-

guel Vicente, der Leiterin Gesellschaftliches Engagement der BASF SE, Karin Heyl, und der De-

zernentin für Soziales und Integration, Beate Steeg, wurde in der Volkshochschule Ludwigsha-

fen das Projekt mit einem einleitenden Vortrag durch die Geschäftsführerin der ÖFG, Petra 

Kindsvater, offiziell vorgestellt und gestartet (s. Pressebericht im Anhang). Im Anschluss fand 

am Nachmittag ein World-Café mit ca. 40-50 Teilnehmer*innen (ehrenamtlich Tätige, Mitar-

beiter*innen aus der Stadtverwaltung, Initiativen, freien Trägern, Kirchen, etc.) statt, das von 

den Projektinitiatoren im Anschluss ausgewertet wurde (s. II.1 Die Auftaktveranstaltung im 

Dezember 2023). Zu Beginn sollte MoBeLu bei Einrichtungen, an städtischen Brennpunkten 

und bei weiteren Kooperationspartnern (s.u.) mit relevanten Projekten und Events anwesend 

sein. Ein Mitarbeiter aus der Sozialen Arbeit (Gemeinwesenarbeit), Moritz Ebisch, sollte, aus-

gestattet mit einer Mobilen Theke und einem Laptop, Verweisberatungen vor Ort durchfüh-

ren. Moritz Ebisch erhielt einen über das Projekt finanzierten, befristeten Arbeitsvertrag bei 

der ÖFG. Er vernetzte sich im Rahmen der Mobilen Beratung mit den Kooperationspartnern 

des Projektes und beriet seine Klientel an verschiedenen Standorten in Ludwigshafen (s. I.2.1 

Mobile Beratung in Ludwigshafen). Im letzten Teil des Berichtes werden die Ergebnisse des 

Projekts zusammengefasst (s. II.) und ein Ausblick (s. III.) gegeben. 

 

 

I.1. Die Auftaktveranstaltung im Dezember 2023 

 

Die Auftaktveranstaltung fand am 01. Dezember 2023 im Vortragssaal der VHS Ludwigshafen 

mit ca. 40 bis 50 Teilnehmer*innen statt. Nach den Grußworten und der Projektvorstellung 

wurde am Nachmittag ein World-Café eingerichtet. Drei Themenstellungen waren vorbereitet 

und wurden durch drei (rotierende) Arbeitsgruppen an Flipcharts (s. Fotoprotokolle im An-

hang) bearbeitet: 

 

• Transparenz, was braucht es dazu? 

 

• Wie kann eine gelingende Kommunikation gestaltet werden? 

 

• Perspektivwechsel zulassen, Gelingensbeispiele aus der Praxis 

 

Im Folgenden werden die Charts (s. Fotoprotokolle und deren Verschriftung im Anhang) para-

phrasiert, in einem zweiten Schritt werden die Beiträge/Schlagworte thematisch zusammen-

gefügt (Cluster), um Ideen oder Anhaltspunkte zur kritischen Selbstreflektion bzgl. der be-

nannten Chart-Themen aufzugreifen. 
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I.1.1 Drei Charts aus dem Word-Café - Paraphrasierung 
 

Zu Chart 1: Transparenz, was braucht es dazu? 
 

Bei einer Kooperation beteiligter Einrichtungen (z.B. in Form von Arbeitskreisen), sollte der 

Mensch (Bürger*innen) im Mittelpunkt stehen und möglichst kein Machtgefälle zwischen In-

stitutionen und auch nicht gegenüber der Zielgruppe bestehen. Zuständigkeiten sollten res-

pektiert werden und wo Verweisungen erforderlich sind, sollte dies begründet sein. Es sollte 

eine gute Erreichbarkeit gegeben sein; sind Öffnungszeiten genannt, sollten diese eingehalten 

werden. 

 

Informationen zu Angeboten sollten aktuell gehalten, geteilt und auch in digitaler Form regel-

mäßig in einfacher Sprache und/oder mehrsprachig zur Verfügung gestellt werden. Daten-

schutz sollte v.a. den Klienten dienen und nicht zur rechtlichen Hürde werden; letztere gilt es 

- wo möglich und beeinflussbar – sukzessive zu reduzieren. Die Zentralisierung von Informati-

onen kann über digitale Plattformen geleistet werden. 

 

Bestenfalls sollte mit einer Institution oder einer potentiellen Themenstellung ein Gesicht, ein 

Name („Ihre Ansprechperson bei Fragestellung „X“ ist …“) in Verbindung gebracht werden. 
Sind Arbeitsschritte bekannt, sollte mit Hilfe aller bekannter Strukturen, dem Einsatz von 

Checklisten, Leitfäden und Wegweisern, zielorientiert gearbeitet werden. 

 

 

Zu Chart 2:  Wie kann eine gelingende Kommunikation gestaltet werden? 
 
Die Dezernate sollten (intern) verstärkt zusammenarbeiten. Die Kommunikationswege sollten 

den Generationen entsprechend angepasst sein. Angebote sollten niedrigschwellig und auf-

suchend ausgelegt sein; eine Präsenz (z.B. in Form von Cafés) vor Ort ist wünschenswert; sollte 

ermöglicht werden. Transparenz als Voraussetzung einer gelungenen Kommunikation sollte 

gegeben sein. Die Zugangswege zu institutionellen Netzwerkpartnern sollten gewährleistet 

sein. Informationen sollten in einfacher Sprache, idealerweise auch mehrsprachig ausgelegt 

sein; dort wo Dolmetscher notwendig, sollten diese finanziert sein - auch für das Ehrenamt. 

 

Angebote sollten bedarfsorientiert und lösungsorientiert sein – am Ende sollte ein Ergebnis 

stehen. Auf beiden Seiten sollte eine Bereitschaft zur Kommunikation bestehen; es sollte eine 

Motivation zur Selbständigkeit stattfinden. Die Kommunikation sollte auf Augenhöhe erfol-

gen, sie sollte wertfrei sein und Vertrauen ermöglichen; es sollte darüber hinaus vielfältige 

Kommunikationswege geben (z.B. über digitale Formate). Einrichtungen sollten mit W-LAN 

ausgestattet sein. 

 

Idealerweise findet ein Anschluss an vorhandene Strukturen statt. Ein persönliches Kennen 

sowie Empfehlungen sind wünschenswert. Die Erreichbarkeit sollte gegeben sein - Wege und 

Abgrenzungen („Hürden“) stehen dem entgegen. Bei Beratungen sollte die Beratungskompe-
tenz gegeben sein; dies diene auch der Verlässlichkeit. Zielgruppenangehörige können Schlüs-

selpersonen sein. Ein Aufdrängen gegenüber Klienten sollte es nicht geben. 
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Paraphrasierung von Chart 3: Perspektivwechsel zulassen, Gelingensbeispiele aus der Praxis  
 
Eine persönliche Begleitung bei Behörden und Schulen ist wünschenswert. Ebenso eine Hal-

tung, die das Ziel verfolgt, „etwas zu erreichen/lösen zu wollen“. Durch persönliche Beziehun-
gen kann Vertrauen ermöglicht werden. Durch Herstellen von Öffentlichkeit kann Druck auf-

gebaut werden. Ein Zufallsprinzip darf nicht zur Anwendung kommen. Durch Selbstorganisa-

tion können Fakten geschaffen werden. Klienten sollten eine zweite Chance erhalten und es 

sollte kein „Schubladen Denken“ stattfinden. 
 

Es sollte sich Zeit zum richtigen Zuhören und Nachfragen genommen werden. Die Beratungs-

pflicht der Behörden sollte ernst genommen/eingefordert werden. Die Beratungskompetenz 

der Behörden, auch der Wille zur Beratung sollte gegeben sein. Mit Sprachvermögen sollten 

selbständig Regelungen erzielt werden. Angebote sollten nach Möglichkeit mit einfacher Spra-

che realisiert werden. 

 

Gemeinwesenorientierte Projekte als Beispiele:  

o Ansprechbar Matthäus 

o Stadtteileltern (Anm.: dieses Projekt startete im Sommer 2024) 

 

Sprachbegleitung sollte von Anfang an stattfinden: 

o z.B. mittels der Einrichtung von Cafés 

o durch digitale Lösungen (unterstützend) z.B. Integreat-App 
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I.1.2 Auswertung der Charts aus dem World-Café 
 
Bei aller Schwierigkeit, die auf den Flipcharts schlagwortartig bezeichneten Themen auszu-

werten, können dennoch: 

 

o Zielvorstellungen 

o Wunschvorstellungen 

o handlungsleitende Prinzipien 

o Handlungsempfehlungen 

 

aus den Charts bzgl. Transparenz, Kommunikation in der Zusammenarbeit und möglicher 

Perspektivwechsel abgeleitet werden. In einem zweiten Schritt können Beispiele guter Praxis 
(best–practice-examples, Gelingensbeispiele) benannt bzw. auf diese verwiesen werden. 

 

Die benannten Themen der Flipcharts wurden dafür hinsichtlich der vorgegebenen Themen 

im Folgenden neu zugeordnet. Sie können an dieser Stelle als Ideenpool oder zur Hinterfra-

gung eigener Prozesse und Arbeitsabläufe betrachtet bzw. als Prüfsteine für mögliche Verbes-

serungen und Veränderungsprozesse „gelesen“ werden. Dies betrifft sowohl die Praxis inner-

halb einer Institutionen, die Zusammenarbeit zwischen Institutionen aber auch den Kontakt 

zu Klienten oder dem Bürger/der Bürgerin generell. So kann TRANSPARENZ verbessert werden 

durch: 

 
o Eine gute Erreichbarkeit für Klienten/Zielgruppen - Wege und Abgrenzungen („Hür-

den“) sind so weit wie möglich abgebaut („Niedrigschwelligkeit“) 
o Einhaltung bekanntgegebener Öffnungszeiten  

o Zentralisierung von Informationen über digitale Plattformen 

o Informationen zu Angeboten werden aktuell gehalten, geteilt und stehen auch in digi-

taler Form zur Verfügung 

o Bedarfsgerechter Einsatz von einfacher Sprache und Mehrsprachigkeit  

o Mit einer Institution oder einer potentiellen Themenstellung wird ein Gesicht bzw. ein 

Name („Ihre Ansprechperson bei Fragestellung „X“ ist …“) in Verbindung gebracht 

o Sicherstellung von Zugangswegen zu institutionellen Netzwerkpartnern  

o Transparenz als Voraussetzung einer gelungenen Kommunikation 

 

 

Eine gelingende KOMMUNIKATION wird verbessert durch: 

 
o Eine verstärkte Zusammenarbeit (Kommunikation) der Dezernate intern 

o Finanzierung von Dolmetscher*innen (oder auch Brückenbauer*innen) wo notwendig 

- auch für das Ehrenamt 

o Einer grundlegenden Bereitschaft zur Kommunikation aller Beteiligten 

o Ein Kommunikationsprozess der Augenhöhe stattfindet, wertfrei ist und Vertrauen er-

möglicht 

o Möglichst vielfältig gestaltete Kommunikationswege: 

o Digitale Formate kommen zum Einsatz 

o Persönlicher Kontakt ist gegeben 

o Generationsadäquate Sprache wird eingesetzt 
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o Einfache Sprache ist möglich 

o Mehrsprachigkeit ist gegeben 

o Angebote sind niedrigschwellig ausgelegt 

o Angebote sind aufsuchend ausgelegt 

o Eine Präsenz vor Ort (z.B. in Form von Cafés) ist gegeben 

o W-LAN Zugang ist gewährleistet 

 

Dieser Pool von Gestaltungsmerkmalen wie Institutionen bezüglich Transparenz und Kommu-
nikation aufgestellt sein können, ermöglicht es, sowohl interne Prozesse wie auch Formen der 

Zusammenarbeit kritisch zu hinterfragen. Weitere Ausführungen zu den bei der Auftaktveran-

staltung angerissenen Themen finden sich im abschließenden Kapitel bei den Ergebnissen (s. 

II.). 
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I.2 Die Praxisphase: Mobil unterwegs in Ludwigshafen 

 

 

I.2.1 Mobile Beratung in Ludwigshafen 

 

Ein Kerngedanke des Projekts MoBeLu war das spontane 

Aufstellen der mobilen Beratungstheke auf öffentlichen 

Plätzen – dort wo die Menschen sich aufhalten, da wo wir 

vermuteten, dass Beratung benötigt wird: Hier sollte Bera-

tung stattfanden.  

Erschwert wurde dieses Vorhaben dadurch, dass die Ge-

nehmigungen für Stellplätze in Ludwigshafen im öffentlichen Raum nicht spontan erteilt wer-

den und es immer gewisser Vorlaufzeiten bedarf. 

Gleichzeitig sind unterschiedliche Zuständigkeiten ge-

geben, die - je nach Ort der geplanten mobilen Bera-

tungsstelle - variieren. Aufgrund dieser Rahmenbe-

dingungen konnte die ursprüngliche Idee von sponta-

nen Beratungseinsätzen nicht umgesetzt werden: 

Spontanität und Flexibilität war an diesem Punkt lei-

der nicht möglich. 

Dank zahlreicher Kooperationspartner (s. Kasten 

links) konnte die Idee, sehr niederschwellig auf die 

Menschen zuzugehen, trotzdem umgesetzt werden. 

Es wurden Möglichkeiten geschaffen, an bestehende 

Angebote anzudocken und die entsprechenden Ver-

anstaltungsorte mit zu nutzen. Über diesen Weg 

konnte somit eine Vielzahl an Beratungen an unter-

schiedlichen Orten stattfinden.  

 

 

 

  

Liste der kooperierenden Einrichtun-
gen und Träger vor Ort: 

- Anwaltsverein Ludwigshafen, 

- Heinrich Pesch Haus 

- Lu Can Help 

- Runder Tisch Migration 

- Haus der Begegnung Mundenheim 

- Gemeinwesenarbeit ÖFG 

- Tafel Ludwigshafen 

- Ansprechbar 

- Evang. Gemeinde Matthäuskirche 

- Jugendclub Bliesstraße 

- Haus der Begegnung Diakonie  

- Café Asyl Oggersheim 

- Café Asyl Mundenheim 
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Die Mobilität des Beratungsteams wurde durch den Kauf eines Lastenfahrrades unterstützt.  

Unter diesen Voraussetzungen konnte von März 2024 bis Ende September 2024 vielen Men-

schen durch direkte Kontakte und Ansprache wert-

schätzend begegnet werden und es konnten Ver-

weisberatungen durchgeführt werden (s. Tabelle 

unten). 

Zu der Zwischenveranstaltung zum Start der Bera-

tungsphase des Projekts am 19.03.2024 fanden 

trotz einer Vielzahl an Einladungen zwar nur we-

nige interessierte Besucher*innen ihren Weg, den-

noch konnten zu diesem Termin bereits erste Zwi-

schenergebnisse im Rahmen der Veranstaltung be-

kannt gegeben werden (s. Presseartikel Die Rhein-

pfalz vom 21. März 2024 im Anhang). 

 

Aus der folgenden Übersicht lassen sich die Kontakte, die im Projektzeitraum wahrgenommen 

wurden, unterstützt durch die Kooperationspartner, aufzeigen: 

 

MoBeLu Beratungen/Kontaktaufnahmen Pro 

Termin 

Insgesamt 

140 

Tafel Ludwigshafen West April-Juni 4-5 40 

Rechtsberatung Mundenheim April - Oktober 2-3 30 

Essensausgabe HPH März - Juni 1-2 10 

Jugendclub Bliesstraße März - Oktober 1-2 15 

Matthäuskirche West August – Oktober 1-2 10 

Melanchtonkirche Maxstraße August - Oktober 2-3 10 

Bürgerhof Innenstadt August - Oktober 1-2 10 

Kooperation „Diakom Bus“  5 5 

Anderweitige Beratungen  - 10 

 

Diese Kontakte und die Verweisberatungen, die durch die „Geh-Struktur“ ermöglicht wurden, 
führten in der Auswertung zu den Ergebnissen, wie sie im nächsten Kapitel aufgelistet sind. 

Die „Geh-Struktur“ kann selbstverständlich der „Komm-Struktur“ nicht 1:1 gegenübergestellt 
werden. Vielmehr, so kann hier festgehalten werden, wird darauf abgezielt zu fragen, wann 

die eine oder andere Struktur sinnvoll zum Einsatz kommen kann.  
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I.2.2 Ergebnisse der Praxisphase 

Bei den durchgeführten Kontakten und Verweisberatungen standen selbstverständlich die In-

halte und Anfragen der Klienten im Vordergrund. Diese in den Beratungen aufgegriffenen, 

vielfältigen Themenstellungen standen bei der Auswertung nicht im Vordergrund, vielmehr 

soll darauf abgezielt werden, welche Schlüsse aus dem Einsatz einer mobilen Beratungsstelle 

(„Geh-Struktur“) zu ziehen sind. Diese Ergebnisse aus der Praxisphase können hier wie folgt 

festgehalten werden: 

 

• Als zentrales Ergebnis hat sich gezeigt, dass der Bedarf an Sozialberatung bei den ver-

schiedenen Begegnungsorten, an denen MoBeLu vor Ort war, durchaus gegeben ist. 

In vielen Fällen konnte durch dieses niederschwellige Angebot den Menschen vor Ort 

durch eine Verweisberatung weitergeholfen werden. 

• Durch die Beratungen vor Ort hat sich gezeigt, dass es für Klient*innen, die in Lud-

wigshafen neu ankommen, einer gründlicheren Information über die existierenden 

Angebote und Beratungsstellen sowie der Behörden und Ämter bedarf. 

• Zugänge müssen besser aufgezeigt, Sprachbarrieren abgebaut werden, der 

Vielfalt an Angeboten ist durch bessere Orientierungsmöglichkeiten Rech-

nung zu tragen. Vor Ort zu sein („Geh-Struktur“) kann dabei eine erste sol-
che Orientierung bieten, um zielgerichtet die richtige Ansprechstelle 

(„Komm-Struktur“) zu finden (warum ist dieser Teil eingerückt?). 
• Die Digitalisierung via Online-Angebote oder der Einsatz von Informations-Apps wä-

ren geeignete, mögliche Instrumente, die geprüft werden sollten. Online-Angebote 

sind quasi „radikal realisierte Geh-Strukturen“, insofern nicht andere Hindernisse (Al-
ter, digitale Kenntnisse etc.) entgegenstehen.  

• Bei Klient*innen, die bereits eine geraume Zeit in Deutschland leben und mit dem 

System des Sozialstaats und den dazugehörigen Behörden und Ämtern sowie deren 

Vorgängen vertraut sind, steht die grundlegende Informationslage meist nicht mehr 

im Vordergrund. Sie benötigen allerdings oft Unterstützung bei der Umsetzung ihrer 

rechtlichen Ansprüche und Hilfestellungen bei den Verfahren. 

 

In einigen Beratungsfällen stellte sich heraus, dass Klient*innen über die für Sie zuständige 

Behörde oder Beratungsstelle durchaus bereits Bescheid wissen bzw. diese kennen. Diese Kli-

ent*innen formulierten in den Beratungssituationen jedoch oft Probleme, die das Verstehen 

der Abläufe, der Vorgänge, der Bescheide und der Verfahren des Sozialsystems in Deutschland 

betreffen: Mit MoBeLU waren vor allem Neuankommende adressiert. Die Beratungserfahrun-

gen während der Praxisphase zeigten jedoch zudem, dass Klient*innen, die bereits eine ge-

raume Zeit in Deutschland leben, durchaus Probleme mit den bürokratischen Vorgängen des 

Sozialsystems oder anderen Einrichtungen haben. Dabei geht es vor allem um das Verständnis 

von Zuständigkeiten verschiedener Behörden, da die einzelnen Abläufe und das Ergebnis (Be-

scheide) wenig bis gar nicht transparent sind. Der Einsatz von „Verfahrenslotsen“ könnte in 
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diesem Kontext eine Abhilfe schaffen. An den Begegnungsorten wird oft eine Hilfe bei schrift-

lichen Ausfüllarbeiten verschiedenster Dokumente und Formulare und deren Verständnis be-

nötigt (Stichwort „Ausfüllhilfe“). Ebenso zeigte sich, dass Klient*innen Fragen bezüglich der 
Erreichbarkeit und der Terminfindung verschiedenster Behörden und Beratungsstellen haben. 

An dieser Stelle konnte MoBeLu nur eingeschränkt in dem vorgegebenen Rahmen helfen und 

an entsprechende Stellen verweisen (Verweisberatung). MoBeLu konnte selbstverständlich 

nicht die Abläufe oder gar nicht die Entscheidungsfindungen beeinflussen. Hier kann zumin-

dest ein weiteres, zukünftiges Handlungsfeld benannt werden, das diese (Verständnis-)lücken 

füllt; bzw. dass sich jede Institution dazu selbstkritisch hinterfragt. 

Durch die Projektarbeit zeigte sich, dass gerade im Bereich der Integration, in dem viel Arbeit 

von ehrenamtlich tätigen Menschen geleistet wird, der Bedarf einer Ausfüllhilfe mit einer Ver-

weisberatung besonders hoch ist. So können als weitere Zwischenergebnisse festgehalten 

werden: 

 

• Es wurden Netzwerke vor Ort durch MoBeLu gestärkt 

• Es wurden neue Erkenntnisse gewonnen, die für die zukünftige Gestaltung von Bera-

tungsprozessen in Ludwigshafen hilfreich sein werden: 

o Eine Abstimmung/Koordination von Angeboten ist zielführend 

o Insbesondere dort, wo Zugewanderte Hilfe benötigen, ist Mehrsprachigkeit 

oder der Einsatz von Brückenbauer*innen oder Dolmetschern sehr hilfreich 

o Eine Bündelung der Informationen an einem Ort wird als zielführend betrachtet 

 

 

Leider wurde Im Juni 2024 die Einrichtung einer Ansprech-/Clearingstelle in der Abteilung Auf-

enthaltsrecht („Ausländerbehörde“), welche im Kontext einer Verstetigung eines nied-
rigschwelligen Beratungsangebots für neuankommende Menschen stand, nicht umgesetzt. 

Laut Auskunft der Stadtverwaltung ist die Einrichtung einer solchen Stelle im Kontext der zu-

künftigen Planung eines neuen Rathauses in Ludwigshafen aber vorgesehen.  

An diesem Punkt knüpft das Pilotprojekt „Meine Zukunft in Ludwigshafen“2 der Stadt Ludwigs-

hafen, Abteilung Integration, an. Das Projekt startete im September 2024 und bietet eine ge-

zielte Beratung/Verweisberatung mit klarer Lösungsorientierung und Rückkopplung an die Er-

stanlaufstelle in mehreren Sprachen an. Die Ausfüllhilfe wird an entsprechende Stellen dele-

giert. Diese inklusive Verweisberatung findet aktuell als Pilotprojekt in einer Sammelunter-

kunft für Geflüchtete in der Stadt LU statt (s. Flyer in der Anlage). Dieser Bedarf nach Beratung 

kann aktuell nur punktuell im Bereich der Integration durch ein solches Pilotprojekt, das „vor 
Ort“ angesiedelt ist, abgedeckt werden. 

                                                           
2 Dabei beraten Mitarbeiter*innen mehrsprachig, durch Brückenbauer vor Ort, gezielt in den passenden Themengebieten der Klient*innen. Die Beratenden 

sind in ihren jeweiligen Gebieten sehr gut vernetzt. Die Beratung findet auf über sieben Sprachen statt. Klient*innen erhalten fokussierte Hilfen zu spezifischen 

Fragen bzgl. ihrer Lebenswelt. 
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Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass eine mobile Ausfüllhilfe, die in ihrem jewei-

ligen Fachgebiet bestens mit direkten Kontakten in Behörden und Ämtern vernetzt ist, eine 

Symbiose aus einer Ausfüllhilfe, Verweisberatung und Verfahrenslotsen bildet, sowie die 

Menschen vor Ort in ihrer Lebenswelt berät und unterstützt, am sinnvollsten ist.  

Das Projekt MoBeLu wurde von Klient*innen als auch von Akteur*innen in der Praxis der so-

zialen Arbeit als sinnvoll erachtet und positiv aufgenommen. Die Verortung einer solchen Be-

ratungsstelle vor Ort bei den Menschen wird dabei durchweg als vorteilhaft hervorgehoben. 

Bei der Übersicht und der Verortung von Angeboten, als auch bei der Verweisberatung der 

Klient*innen an die richtigen Stellen für ihre individuellen Problemlagen, ist MoBeLu sehr sinn-

voll. Sicherlich kann durch diese Arbeit Belastung von Beratungsstellen und Behörden genom-

men werden, die wiederum die dabei gewonnene Zeit in eigene, zielgerichtete Beratung von 

Klient*innen investieren können. 

 

 

I.3 Zur Digitalisierung von Angeboten 

 

Ein weiteres Ziel, - die Digitalisierung der Angebote - konnte nur bedingt während der Projekt-

laufzeit aufgegriffen werden. . 

Eine eigene Website aufzubauen, welche die unterschiedlichsten Angebote: 

- verständlich, ggf. in einfacher Sprache, 

- mehrsprachig, 

- nach Zielgruppen oder Themen, 

- nach Regionalität,  

zusammenfasst, hätte die finanziellen und personellen Ressourcen des Projektes deutlich 

überstiegen. So entstand im Kontext des Projektes die Idee, ob ggf. an vorhandene Strukturen 

angedockt werden könnte. Der elektronische Stadtplan der Stadtverwaltung Ludwigshafen (s. 

https://stadtplan.ludwigshafen.de/) bietet hier durchaus zukünftig Möglichkeiten: Hier kön-

nen Angebote digital hinterlegt werden und es können sowohl thematische, wie auch regio-

nale Suchen(mithilfe von Suchradien) durchgeführt werden, um entsprechende Angebote auf-

zurufen. Leider ist diese Seite der Stadtverwaltung Ludwigshafen nicht ohne weiteres mit der 

Mehrsprachigkeitsoption der Homepage der Stadt Ludwigshafen kompatibel (s. https://lud-

wigshafen.de; dort der Reiter oben rechts). 

Die Entwicklung einer digitalen Plattform, mit den oben genannten Zielsetzungen soll hier 

dennoch als Zielformulierung festgehalten werden. Mögliche Anknüpfungspunkte könnten 

Kooperationen mit der Ehrenamtsbörse VEhRA Ludwigshafen (s. https://www.vehra-lu.de/) 

und/oder das 2024 von der BASF SE initiierte und finanzierte Projekt „LUnited (s. 
https://www.lunited.de/) abbilden. 

  

https://stadtplan.ludwigshafen.de/
https://ludwigshafen.de/
https://ludwigshafen.de/
https://www.vehra-lu.de/
https://www.lunited.de/
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II. Ergebnisse des Projektes 

 

In diesem Abschnitt sollen ergänzend zu den o.g. Ergebnissen der Praxisphase, Erkenntnisse 

zusammengetragen und abschließend betrachtet werden. Ein Ausblick am Ende des Kapitels 

rundet den vorliegenden Bericht ab. 

Das Projekt „MoBeLu“ war ursprünglich für drei Jahre mit einer vollen Stelle eines Sozialarbei-

ters/-arbeiterin geplant und konnte letztendlich nur über den Zeitraum eines Jahres mit einer 

halben Sozialarbeiterstelle umgesetzt werden. Die Finanzierungsumstände führten dazu, dass 

der Umfang des Projektes, das auch einen experimentellen Charakter hatte, an der ein und 

anderen Stelle reduziert werden musste. Ein zweiter Workshop wäre beispielsweise wün-

schenswert gewesen. Aufgrund der finanziellen Ausstattung war es weiterhin nicht möglich, 

den Gemeinwesensprofi in der ursprünglich geplanten Form einzusetzen. Ungeplant kam es 

zusätzlich zu unfallbedingten Ausfällen des aktiven Mitarbeiters für mehrere Wochen, sodass 

nicht alle anvisierten Beratungen durchgeführt werden konnten. Dennoch können für das Pro-

jekt zusammengefasst die folgenden Ergebnisse festgehalten werden: 

Das Projekt hat gezeigt, dass es für die Regelbetriebe angebracht ist, ihre Angebote und deren 

Qualität kritisch zu bilanzieren.  

Wird im Folgenden die dritte Projektsäule fokussiert, so nehmen die Schlagworte „Transpa-
renz“ und „Information“ zunächst eine zentrale Bedeutung ein. Um einen Überblick über ein 
schier unübersichtliches Hilfesystem zu erlangen, ist es von Nöten  

• Die Informationen der Angebote zu sammeln, zu sortieren („clustern“) und zu syste-
matisieren 

• Die Informationen zielgruppenorientiert aufzubereiten (einfache Sprache, Pikto-

gramme, Mehrsprachigkeit)  

• Digitale Lösungen als radikale Geh-Strukturen zu etablieren 

• Zu klären was dezentral und was zentral anzubieten ist? 

• Die Informationen zu jeder Zeit aktuell zu halten 

In einem zweiten Schritt stehen die Formen der Zusammenarbeit und die Koordinierung der 

Angebote im Fokus. Wie können Doppelstrukturen verhindert werden, oder wenn sie bereits 

bestehen, dahingehend umgebaut werden, dass sich Angebote eher ergänzen und aufeinan-

der aufbauen? Der Klient steht im Mittelpunkt: Wird diese Prämisse zugrunde gelegt, so stellt 

sich die Frage, wie sich Institutionen und Organisationen aufstellen. Orientieren sich die Pro-

zesse und Verfahren am Klienten? Wie lässt sich dies im Kontext gesetzlicher Vorgaben reali-

sieren?  

Selbstverständlich stehen hier auch Befindlichkeiten, Pfründe (?) und Konkurrenzdenken von 

Institutionen im Weg, aber insbesondere vor dem Hintergrund knapper werdender Kassen 

und stark limitierter Personalressourcen sollten Formen der Kooperation ausgelotet werden, 

die eine Klientenzentrierung ermöglichen, um Effektivität im Helfersystem zu ermöglichen 

und finanziellen wie personellen Verschleiß auszuschließen. 
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Zum Verhältnis von Regelbetrieb und Projekten  

 

Projekte zeichnen sich dadurch aus, dass sie einen Beginn und ein Ende haben. Dieser Sach-

verhalt verweist auf die geringe Nachhaltigkeit von Projekten generell. In der beruflichen Pra-

xis wird immer wieder kritisiert, dass Projekte, die sich als zielführend erweisen und produk-

tive Ergebnisse liefern, zum Abschluss kommen müssen, weil eine Folgefinanzierung nicht 

mehr gewährleistet ist. Neben dem zeitlichen Horizont sind somit Projekte auch aus finanziel-

ler Hinsicht wenig bis gar nicht nachhaltig. Wird davon ausgegangen, dass Projekte Überlas-

tungen des Regelbetriebs abfedern sollen, so stellt sich folglich die Frage, ob die Anzahl vor-

handener Projekte bezüglich eines bestimmten Themenkomplexes einen Hinweis auf die 

Funktionsfähigkeit des entsprechenden Regelbetriebs generell geben.  

Projekte nehmen in der Vorbereitungszeit, (Entwicklung Projektidee, Formulierung Projekt-

vorhaben, Antragsstellung, Personalbeschaffung für die Projektstellung, Klärung der Finanzie-

rung insgesamt, Verwendungsnachweis und Rechenschaftsbericht …) der Durchführung und 

in der Nachbereitung viel Zeit in Anspruch. Zu überlegen wäre in diesem Kontext, inwieweit 

andere Formen der Kooperation zu initiieren wären, die einen angenommenen Projektauf-

wand minimieren und die Nachhaltigkeit erhöhen, damit sich gut verlaufende Formen der Zu-

sammenarbeit etablieren und verstetigen können. 

 

 

III. Ausblick 

 

Selbstverständlich lassen sich in Ludwigshafen natürlich bereits eine Vielzahl guter Beispiele 

an (Verwaltungs-)Praxis und Formen der intrakommunalen Zusammenarbeit finden, die an 

dieser Stelle nur kurz und ohne Anspruch auf Vollständigkeit aufgeführt werden können. Sie 

sind beispielgebend und/oder richtungsweisend: 

 

o Sozialraumorientierung (Prävention statt Leistungsbezug; Klient im Fokus, ressourcen-

basierter Ansatz) 

o Asylcafés in Ludwigshafen (AK Oggersheim, Protestantische Kirchengemeinde LU-

Mundenheim) im Sinne von Ansprechstelle und Beratung vor Ort 

o Ansprechbar Matthäus im Sinne von Ansprechstelle und Beratung vor Ort  

o Gemeinwesenorientierte Ansätze und Stadtteilarbeit im Sinne von einer Geh-Struktur 

und niedrigschwelligen Angeboten (z.B.: ÖFG) 

o Das Haus des Jugendrechts (Staatsanwaltschaft Frankenthal, Polizei, Jugendamt der 

Stadt Ludwigshafen, Pfälzischer Sozialverein für Rechtspflege) als Beispiel für transdi-

zipinäre Zusammenarbeit in dem Sinne, dass die Zusammenarbeit auch Veränderun-

gen bei den einzelnen Institutionen hervorgerufen (Stichwort “Lernende Organisatio-
nen“) hat 

o Der Rat für Kriminalitätsverhütung, Stadt Ludwigshafen, angesiedelt im Dezernat 5 

(„Soziales und Integration“) als Beispiel für interdisziplinäre Zusammenarbeit in dem 
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Sinne, dass hier eine thematische Zusammenarbeit stattfindet, mit der unterschiedli-

che Institutionen konfrontiert sind. 

o Stadt Ludwigshafen, Dezernat 5, Bereich "Teilhabe, Pflege und Senioren (5-13)“, dort 
die Abteilungen „Ansprechstelle Teilhabe und soziale Hilfen“ und die Abteilung „Fall-
management“ - Hilfe zur Pflege und EGH als Beispiel für eine bedarfsgerechte Aufstel-

lung einer Behörde, die gute Erreichbarkeit abbildet und qualitätsorientierte Fallbear-

beitung leistet 

o Stadt Ludwigshafen, Dezernat 5, Bereich "Integration und Weiterbildung (5-14)“, Ab-
teilung „Integration“, dort Pilotprojekt „Meine Zukunft in Ludwigshafen“ als Beispiel 
einer Geh-Struktur und mehrsprachiger Verweisberatung mit Qualitätskontrolle und 

klarer Lösungsorientierung 

 

Für das Jahr 2025 ist geplant, in Form eines eintägigen Social Saloons eine abschließende Ver-

anstaltung ggf. mit Beteiligten der oben genannten Einrichtungen zu organisieren. Zielsetzung 

soll sein, die oben beschriebenen Missstände zum Ausgangspunkt zu nehmen, um zu überle-

gen, wie angesichts immer knapper werdender Finanzmittel und Personalengpässe, ange-

sichts demographischer Entwicklungen, sowie einem teilweise unausgeglichenen Verhältnis 

von Regel- und Projektbetrieb, sich Formen der Zusammenarbeit und Kooperationen inner-

halb einer Stadtgesellschaft finden lassen, die auf eine grundsätzliche Verbesserung der Ver-

sorgungslage abzielen. 

Dazu können zählen: 

• die Etablierung von Clearing-Stellen und Verfahrenslotsen 

• die Einrichtung von „Beratungsknoten“ 

• die Etablierung von „Themenzentrierten Netzwerken“ 

• der systematische inner- und interkommunale Austausch 

• das systematische Verfolgen von „Beispielen guter Praxis“ 

 

um Möglichkeiten und Begrenzungen, wie auch die Erfolgsfaktoren von Beispielen einer ge-

lingenden Praxis auszuloten und voranzutreiben. 

  



  

Seite 19 von 34 

Anhang a.) Flyer des Projekts (Vorderseite) 
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Anhang b.) Flyer des Projekts (Rückseite) 
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Anhang c.) Fotoprotokoll 1 (Chart 1) „Transparenz, was braucht es dazu?“ 
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Anhang d.) Verschriftung Fotoprotokoll 1 (Chart 1) „Transparenz, was braucht es dazu?“ 
 
 
Transparenz, was braucht es dazu? (Chart 1) 
 

• Transparenz, was ist das? 

o Sichtbarkeit? Machtgefälle, Information? 

o Konsequenzen? 

o Der Mensch sollte im Vordergrund stehen 

• Offenheit der Betroffenen/ Berater*innen 

• Kein Konkurrenz-Denken; Zuständigkeiten -> verweisen + Begründung 

• Kooperation, rechtliche Hürden abbauen, z.B. Datenschutz? Zustimmung 

• Datenbasis - Wer macht Was? Wo? Wann? 

• Voraussetzung: Information, Regelmäßige Infos, Aktualisierung, z.B. Anzahl der Ge-

flüchteten 

• Welches Gesicht ☺ steht für Was? Arbeitskreise? 

• Struktur / Arbeitsschritte/ Wegweisung?! Aufzeigen von Prozessen 

• Leitfäden/ Checklisten und Wegweiser 

• Zentralisierung 

• Digitale Plattform (z.B.: „Integreat- App“; „alvivi-net“) 
o Nach Problemlagen Ansprechpartner findet 

• Erreichbarkeit – Einhalten von Öffnungszeiten 

• „Blick über den Tellerrand“ in andere Fachbereiche 

• Sprachwahl (Mehrsprachig, einfache Sprache) bei Anschreiben und Bescheiden 
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Anhang e.) Fotoprotokoll 2 (Chart 2) 
„Wie kann eine gelingende Kommunikation gestaltet werden?“ 
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Anhang f.) Verschriftung Fotoprotokoll 2 (Chart 2) 
„Wie kann eine gelingende Kommunikation gestaltet werden?“ 
 
 
Wie kann eine gelingende Kommunikation gestaltet werden? (Chart 2) 
 

• Dezernatsübergreifendes Denken ist wünschenswert 

• Für generationsangepasste Kommunikationswege 

• Niederschwellige Ansätze und aufsuchende Arbeit (z.B. Cafés) 

• Transparenz der Angebote als Voraussetzung der Kommunikation 

• Feste Zugangswege zu institutionellen (Netz-)Partner*innen 

Einfache Sprache/ Mehrsprachigkeit, Finanzierung von Dolmetschern; Einsatz von ehren-

amtlichen Kräften 

• Information 

• Bedarfsorientiertierung 

• Lösungsorientierung – es muss ein Ergebnis am Ende stehen 

• Beiderseitige Bereitschaft 

• Motivation zur Selbständigkeit 

• Gute und vielfältige Kommunikationswege, einschließlich digitale Information; W-LAN in 

allen Einrichtungen 

• Augenhöhe und Wertfrei 

• Vertrauen 

• Anschluss an vorhandene Strukturen 

• Persönliches Kennen/ Empfehlung 

• Erreichbarkeit – Abgrenzung – Wege – Hürden 

• Beratungskompetenz als Vorrausetzung für Verlässlichkeit 

• Zielgruppenangehörige als Schlüsselperson 

• „Nicht aufdrängen“ 
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Anhang g.) Fotoprotokoll 3 (Chart 3) 
„Perspektivwechsel zulassen, Gelingensbeispiele aus der Praxis“ 
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Anhang h.) Verschriftung zum Fotoprotokoll 3 (Chart 3) 
„Perspektivwechsel zulassen, Gelingensbeispiele aus der Praxis“ 
 
 
Perspektivwechsel möglich oder bereits umgesetzt?: 
 

o Bei Kooperationen mehrerer beteiligter Einrichtungen (Formen jeglicher Art, z.B. Ar-

beitskreise), steht der Mensch (d.i. die Zielgruppe) im Mittelpunkt 

o Bestehende Machtgefälle, auch gegenüber der Zielgruppe, sind auf ein Minimum re-

duziert 

o Der Datenschutz dient v.a. dem Klienten und wird nicht zur rechtlichen Hürde 

o Rechtliche Hürden werden im Rahmen bestehender rechtlicher Möglichkeiten redu-

ziert 

o Neue Formen der Zusammenarbeit knüpfen an vorhandene Strukturen an 

o Ein persönliches Kennenlernen ist gegeben (Institution-Klient) 

o Eine Motivation zur Selbständigkeit (der Klienten) findet statt 

o Bei Beratungen ist Beratungskompetenz gegeben; darüber wird auch Verlässlichkeit 

hergestellt 

o Zielgruppenangehörige werden als mögliche Schlüsselpersonen betrachtet 

o Ein Aufdrängen gegenüber Klienten findet nicht statt 

o Zuständigkeiten werden respektiert; dort wo eine Verweisung erfolgt, ist diese auch 

inhaltlich begründet 

o Sind Arbeitsschritte bekannt, kann mit Hilfe von Checklisten, Leitfäden und Wegwei-

sern, zielorientiert gearbeitet werden 

o Angebote sind bedarfs- und lösungsorientiert – am Ende steht ein Ergebnis 

o Eine persönliche Begleitung bei Behörden und Schulen findet statt 

o Eine Haltung, mit dem Ziel etwas zu erreichen/ lösen ist etabliert 

o Durch persönliche Beziehungen wird Vertrauen ermöglicht 

o Durch das Herstellen von Öffentlichkeit wird Druck aufgebaut 

o Ein Zufallsprinzip findet keine Anwendung 

o Durch Selbstorganisation werden Fakten geschaffen 

o Klienten erhalten eine Zweite Chance; ein „Schubladen Denken“ findet nicht statt 

o Es wird sich Zeit zum richtigen Zuhören und Nachfragen genommen 

o Die Beratungspflicht der Behörden wird ernst genommen und ggf. eingefordert 

o Die Beratungskompetenz der Behörden, auch der Wille zur Beratung ist umgesetzt 

o Mit Sprachvermögen sollen selbständig Regelungen erzielt werden. Angebote sollen 

mit einfacher Sprache realisiert werden. 

o Sprachbegleitung findet von Anfang an statt: 

o z.B. mittels der Einrichtung von Cafés 

o durch digitale Lösungen(unterstützend) z.B. Integreat-App 

 
Beispiele guter Praxis (Gelingensbeispiele) 
Gemeinwesenorientierte Projekte als Beispiele:  

o Ansprechbar Matthäus 

o Stadtteileltern (wurde nicht umgesetzt) 
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Anhang i.) Flyer: Meine Zukunft in Ludwigshafen (Vorderseite) 
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Anhang j.) Flyer: Meine Zukunft in Ludwigshafen (Rückseite) 
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Anhang k.) Presseartikel aus: „Evangelisches Gemeindeblatt“ (36/2024) 
Hilfe mit Ablaufdatum 
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Anhang l.) Presseartikel aus: „Die Rheinpfalz“ (02. Dezember 2023) 
Hilfe direkt vor Ort 
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Anhang m.) Presseartikel aus: „Die Rheinpfalz“ (15. Dezember 2023)  
Der Sozialarbeiter kommt mit dem Rad 
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Anhang n.) Presseartikel aus: „Die Rheinpfalz“ (21. März 2024)  
Beratungsangebote im Überblick 
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Anhang o.) Presseartikel aus: „Die Rheinpfalz“ (30. April 2024)  
40 Beratungen seit Februar 
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Anhang p.) Presseartikel aus: „Die Rheinpfalz“ (12. Dezember 2024) - Die Beratung kommt 
zu den Betroffenen 
 

 


